
P . b . b . Erscheinungsort Wien. Verlagspostamt 1030 Wien

4077

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1977 Ausgegeben am 29. Dezember 1977 191. Stück

642. Kundmachung: 15. Novelle der Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963
6 4 3 . Kundmachung: 20. Novelle der Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung
6 4 4 . Kundmachung: 6. Novelle der Bundesbahn-Pensionsordnung 1966

642 . Kundmachung des Bundesministers
für Verkehr vom 19. Dezember 1977, mit der
die Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963
abgeändert wird (15. Novelle der Bundes-

bahn-Besoldungsordnung 1963)
Mit Zustimmung des Hauptausschusses des

Nationalrates vom 15. Dezember 1977, Gesetz
vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180, wird kund-
gemacht:

Artikel I
Die Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963,

BGBl. Nr. 170, in der Fassung der Kundma-
chungen BGBl. Nr. 340/1963, BGBl. Nr. 161/
1964, BGBl. Nr. 130/1965, BGBl. Nr. 116/1966,
BGBl. Nr. 314/1966, BGBl. Nr. 243/1967, BGBl.
Nr. 265/1968, BGBl. Nr. 169/1969, BGBl.
Nr. 122/1971, BGBl Nr. 191/1972, BGBl.
Nr. 297/1973, BGBl. Nr. 297/1974, BGBl.
Nr. 20/1975 und BGBl. Nr. 285/1976 wird wie
folgt abgeändert:

1. Im § 2 Abs. 7 (lit. b wird der Ausdruck
„bahnärztlich" durch den Ausdruck „bahnbe-
triebsärztlich" ersetzt.

2. § 3 Abs. 2 Z. 8 hat zu lauten:
„Die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an

einer Universität (wissenschaftlichen Hochschule),
Kunsthochschule oder einer staatlichen Kunstaka-
demie, das für den Beamten Anstellungserforder-
nis gewesen ist, soweit diese Zeit vier Jahre
übersteigt,

a) bei Studien, auf die die Bestimmungen des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes,
BGBl. Nr. 177/1966, und die nach ihm
erlassenen besonderen Studiengesetze anzu-
wenden sind, bis zu der in den Studien-
gesetzen und Studienordnungen für die
betreffende Studienrichtung oder den be-
treffenden Studienzweig vorgesehenen Stu-
diendauer; hat der Beamte an das Diplom-
studium, auf das bereits die Bestimmungen
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
anzuwenden waren, das zugehörige Dok-
toratsstudium angeschlossen, und
aa) waren auf dieses Doktoratsstudium

die Bestimmungen des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes noch nicht
anzuwenden oder

bb) wird die Dauer des Doktoratsstu-
diums in den neuen Studienvorschrif-
ten nicht genau festgelegt,

so ist die tatsächliche Dauer des Doktorats-
studiums bis zum Höchstausmaß von einem
Jahr für die Ermittlung des Vorrückungs-
stichtages zu berücksichtigen;

b) bei Studien, auf die die Bestimmungen
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
und die nach ihm erlassenen besonderen
Studiengesetze nicht anzuwenden sind, bis
zu dem in der Anlage 5 festgesetzten
Höchstausmaß; zum Studium zählt auch
die für die Erwerbung eines akademischen
Grades erforderliche Vorbereitungszeit.

Als Laufzeit des Sommersemesters ist die Zeit
vom 1. Jänner bis zum 30. Juni, als Laufzeit
des Wintersemesters ist die Zeit vom 1. Juli bis
zum 31. Dezember anzusehen. Wurde das Stu-
dium mit einem Trimester begonnen, so ist als
Beginn des Studiums, wenn das erste Trimester
ein Sommer- oder Herbsttrimester war, der
1. Juli, wenn das erste Trimester ein Winter-
trimester war, der 1. Jänner des betreffenden
Jahres anzusehen."

3. Dem § 14 wird ein Abs. 5 angefügt:
„(5) Der Beamte ist verpflichtet, für die

Möglichkeit vorzusorgen, daß die ihm gebühren-
den Geldleistungen unbar auf ein Konto über-
wiesen werden können. Die Überweisung hat
so zu erfolgen, daß der Monatsbezug und die
Sonderzahlungen spätestens an den in den Abs. 1
und 2 angeführten Auszahlungstagen zur Ver-
fügung stehen."

4. § 27 a Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Dem Beamten kann aus Anlaß der Voll-
endung einer Dienstzeit von 25 und 40 Jahren
für treue Dienste eine Jubiläumszuwendung
gewährt werden. Die Jubiläumszuwendung be-
trägt bei einer Dienstzeit von 25 Jahren 100 v. H.
und bei einer Dienstzeit von 40 Jahren 200 v. H.
des Monatsbezuges, der dem Beamten für den
Monat gebührt, in den das Dienstjubiläum
fällt."

5. Im § 27 a Abs. 4 wird der Ausdruck
„100 v. H." durch den Ausdruck „200 v. H."
ersetzt.

4 370



4078 191. Stück — Ausgegeben am 29. Dezember 1977 — Nr. 642

6.
 I

m
 A

bs
. 

1 
li

t. 
d 

de
r 

A
nl

ag
e 

1 
w

ir
d 

de
r A

us
-

dr
uc

k 
„b

ah
nä

rz
tl

ic
h"

 
du

rc
h 

de
n 

A
us

dr
uc

k 
„b

ah
n-

be
tr

ie
bs

är
zt

li
ch

" 
er

se
tz

t.

7.
 D

ie
 A

nl
ag

e 
3 

ha
t 

zu
 l

au
te

n:



191. Stück — Ausgegeben am 29. Dezember 1977 — Nr. 643 4079

Artikel II

Für alle Beamten, die sich am 1. Jänner 1978
im Dienststand befinden und auf die die Bestim-
mungen des § 3 Abs. 2 Z. 8 der Bundesbahn-
Besoldungsordnung 1963 in der Fassung des
Artikels I Z. 2 zur Anwendung gelangen, ist die
Ermittlung des Vorrückungsstichtages zu über-
prüfen. Sollte sich aufgrund der Bestimmungen
des Artikels I Z. 2 eine günstigere Einstufung
ergeben, so ist der Vorrückungsstichtag neu fest-
zusetzen. Eine finanzielle Auswirkung dieser
Maßnahme kann erst ab 1. Jänner 1978 eintreten.

Artikel III

Dem Abs. 1 des Art. IV der 14. Novelle
der Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963, BGBl.
Nr. 285/1976, ist folgender Satz anzufügen:

„Die Einstufung dieser Beamten für die Zeit
vor dem 1. Jänner 1976 hat jedenfalls nach
den bis zum 31. Dezember 1975 geltenden
Bestimmungen zu erfolgen."

Artikel IV

Es treten in Kraft:

a) die Bestimmungen der Artikel I und II mit
1. Jänner 1978,

b) die Bestimmungen des Artikels III mit
1. Jänner 1976.

Lausecker

6 4 3 . Kundmachung des Bundesministers
für Verkehr vom 19. Dezember 1977, mit der
die Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung
neuerlich abgeändert wird (20. Novelle der

Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 15. Dezember 1977, Gesetz
vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180, wird kund-
gemacht:

Artikel I

Die Dienst- und Lohnordnung für die für den
vorübergehenden Bedarf aufgenommenen Bedien-
steten der Österreichischen Bundesbahnen, BGBl.

Nr. 96/1954, in der Fassung der Kundmachungen
BGBl. Nr. 66/1956, BGBl. Nr. 207/1959, BGBl.
Nr. 252/1959, BGBl. Nr. 154/1961, BGBl.
Nr. 214/1962, BGBl. Nr. 13/1964, BGBl. Nr. 162/
1964, BGBl. Nr. 131/1965, BGBl. Nr. 115/1966,
BGBl. Nr. 244/1967, BGBl. Nr. 266/1968, BGBl.
Nr. 170/1969, BGBl. Nr. 222/1970, BGBl.
Nr. 190/1972, BGBl. Nr. 192/1972, BGBl.
Nr. 298/1973, BGBl. Nr. 298/1974, BGBl.
Nr. 21/1975 und BGBl. Nr. 286/1976 wird wie
folgt abgeändert:

1. Im § 5 Abs. 2 wird der Ausdruck „bahn-
ärztlichen" durch den Ausdruck „bahnbetriebs-
ärztilichen" ersetzt.

2. Dem § 11 wird ein neuer Abs. 8 angefügt:
„(8) Der Lohnbedienstete ist verpflichtet, für

die Möglichkeit vorzusorgen, daß die ihm ge-
bührenden Geldleistungen unbar auf ein Konto
überwiesen werden können. Die Überweisung hat
so zu erfolgen, daß das Monatsentgelt und die
Sonderzahlungen an den in den Abs. 1 und 2
angeführten Auszahlungstagen zur Verfügung
stehen."

3. Im § 14 Abs. 2 ist der Satz „Die Frist für die
Vorrückung (§ 12) richtet sich jedoch nach der
tatsächlichen Verwendung in der neuen Lohn-
gruppe" zu streichen.

4. § 17 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Dem Lohnbediensteten kann aus Anlaß der
Vollendung einer Dienstzeit von 25 und 40
Jahren für treue Dienste eine Jubiläumsbelohnung
gewährt werden. Die Jubiläumsbelohnung beträgt
bei einer Dienstzeit von 25 Jahren 100 v. H. und
bei einer Dienstzeit von 40 Jahren 200 v. H. des
Monatsentgeltes, das dem Lohnbediensteten für
den Monat gebührt, in den das Dienstjubiläum
fällt."

5. Im § 17 Abs. 4 wird der Ausdruck
„100 v. H." durch den Ausdruck „200 v. H."
ersetzt.

6. Im § 24 Abs. 2 lit. b wird der Ausdruck
„des zuständigen Bahnarztes" durch den Ausdruck
„des zuständigen Bahnbetriebsarztes" ersetzt.

7. Im § 25 Abs. 2 wird der Halbsatz „wenn die
bahnärztliche Tauglichkeit für die weitere Ver-
wendung festgestellt ist" durch „wenn die Taug-
lichkeit für die weitere Verwendung bahnbetriebs-
ärztlich festgestellt ist" ersetzt.

8. Die Anlage 2 hat zu lauten:
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Artikel II

Dem Abs. 1 des Art. III der 19. Novelle der
Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung, BGBl.
Nr. 286/1976, ist folgender Satz anzufügen:

„Die Einstufung dieser Lohnbediensteten für die
Zeit vor dem 1. Jänner 1976 hat jedenfalls nach
den bis zum 31. Dezember 1975 geltenden Be-
stimmungen zu erfolgen."

Artikel III

Es treten in Kraft:

a) die Bestimmungen des Artikels I mit Aus-
nahme der Z. 3 mit 1. Jänner 1978,

b) die Bestimmungen des Artikels I Z. 3 und
des Artikels II mit 1. Jänner 1976.

Lausecker

644 . Kundmachung des Bundesministers
für Verkehr vom 19. Dezember 1977, mit der
die Bundesbahn-Pensionsordnung 1966 ge-
ändert wird (6. Novelle der Bundesbahn-

Pensionsordnung 1966)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 15. Dezember 1977 (Gesetz

vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird kund-
gemacht:

Artikel I

1. § 3 Abs. 3 hat zu lauten:

2. Im § 33 Abs. 1 ist der Ausdruck „vom Bahn-
arzt" durch den Ausdruck „vom Bahnbetriebs-
arzt" zu ersetzen.

Artikel II

Artikel I Z. 1 tritt mit 1. Jänner 1978 in Kraft.

Lausecker


